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A.   Muster für eine Niederschrift über die Gründung des Vereins 
 

 

Am 06. Januar 2009 fanden sich die in der angefügten Anwesenheitsliste eingetragenen xxx 

(Anzahl mindestens 7) Personen im Nebenzimmer des Gasthauses zur Sonne in München, 

Münchener Straße 20, ein. 

 

Herr Johann Neumann eröffnete um 20.00 Uhr die Versammlung. Er begrüßte die Erschienenen 

und stellte den Zweck der Zusammenkunft dar. Auf seinen Vorschlag wurde Frau Inge Müller 

durch Zuruf und mit ihrer Zustimmung einstimmig zur Schriftführerin bestellt. 

 

Herr Neumann machte sodann den Wortlaut der für den zu gründenden Verein Concordia 

ausgearbeiteten Satzung bekannt und stellte diese Satzung zur Diskussion. Alle Anwesenden 

waren mit dem ihnen bereits bekannten Wortlaut der Satzung einverstanden. 

 

Einstimmig wurde von allen Anwesenden beschlossen, 

 

- den Verein Concordia zu errichten, 

- ihm die vorgetragene Satzung zu geben, die dieser Niederschrift als Anlage beigefügt ist, 

- und ihm als Gründungsmitglieder anzugehören. 

 

Die Anwesenden übertrugen sodann einstimmig Herrn Horst Kaiser die Leitung der Wahl des 

ersten Vorstandes und sprachen sich ebenfalls einstimmig für Wahl durch Zuruf aus. 

Vorgeschlagen und bei Enthaltung des jeweiligen Bewerbers wurden einstimmig gewählt zum 

 

1. Vorsitzenden: Herr Johann Neumann, geb. am 01.01.1960, 

 München  

Schriftführer: Frau Inge Müller, geb. am 01.01.1965 

 München 

Kassier: Herr Egon Reich, geb. am 01.01.1970, 

 München 

 

Die Gewählten nahmen die Wahl an. 

Herr Neumann übernahm hierauf wieder die Leitung der Versammlung. Er stellte fest, dass mit 

Annahme der ausgearbeiteten Satzung der Verein ordnungsgemäß gegründet ist, dass ihm die xxx 

(mindestens 7) Anwesenden als (Gründungs-) Mitglieder angehören und dass der aus den 

Vereinsmitgliedern Johann Neumann, Inge Müller sowie Egon Reich bestehende erste Vorstand 

satzungsgemäß bestellt ist. 

Herr Neumann sprach den Anwesenden seinen Dank für die Vereinsgründung und das mit der 

Wahl bekundete Vertrauen aus. Er schloss daraufhin die Versammlung um 21.00 Uhr, nachdem 

niemand mehr das Wort gewünscht hatte. 

 

 

Johann Neumann Inge Müller 

 

 

 

 

 

 

AGNr. 3688 (10/10) Musterniederschrift und Mustersatzung VR 
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B.    Satzungsbeispiele 

I. 

§ 1 Name und Sitz 

1. Der Verein führt den Namen "Concordia". 

2. Er führt nach Eintragung in das Vereinsregister den Namenszusatz 

"eingetragener Verein" in der abgekürzten Form "e.V.". 

3. Der Verein hat seinen Sitz in München. 

 

 

§ 2 Zweck des Vereins 

Zweck des Vereins ist die Pflege des Gesangs und der Geselligkeit. 

 

 

§ 3 Vereinstätigkeit 

Der Verein erfüllt seine Aufgabe durch Abhaltung von Gesangstunden und 

-veranstaltungen sowie durch Veranstaltung von Gesellschaftsabenden 

und gemeinschaftlichen Ausflügen. 

 

 

§ 4 Eintragung in das Vereinsregister 

Der Verein soll in das Vereinsregister eingetragen werden. 

 

 

§ 5 Eintritt der Mitglieder 

1. Mitglied des Vereins kann jede voll geschäftsfähige natürliche Person 

werden. 

2. Juristische Personen und ein nicht rechtsfähiger Verein werden nicht 

als Mitglieder aufgenommen. 

3. Die Mitgliedschaft entsteht durch Eintritt in den Verein. 

4. Die Beitrittserklärung ist schriftlich vorzulegen. 

5. Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand. Der Eintritt wird mit 

Aushändigung einer schriftlichen Aufnahmeerklärung wirksam. 

6. Ein Aufnahmeanspruch besteht nicht. 

 

 

§ 6 Austritt der Mitglieder 

1. Die Mitglieder sind zum Austritt aus dem Verein berechtigt. 

2. Der Austritt ist unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von vier Wochen 

nur zum Schluss eines Kalenderhalbjahres zulässig. 

3. Der Austritt ist dem Vorstand schriftlich zu erklären. Zur Einhaltung der 

Kündigungsfrist (Absatz 2) ist rechtzeitiger Zugang der 

Austrittserklärung an ein Mitglied des Vorstands erforderlich. 
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§ 7 Ausschluss der Mitglieder 

1. Die Mitgliedschaft endet außerdem durch Ausschluss. 

2. Der Ausschluss aus dem Verein ist nur bei wichtigem Grund zu 

lässig. 

3. Über den Ausschluss entscheidet auf Antrag des Vorstands die 

Mitgliederversammlung. 

4. Der Vorstand hat seinen Antrag dem auszuschließenden Mitglied 

mindestens zwei Wochen vor der Versammlung schriftlich mitzuteilen. 

5. Eine schriftlich eingehende Stellungnahme des Mitglieds ist in 

der über den Ausschluss entscheidenden Versammlung zu verlesen. 

6. Der Ausschluss eines Mitglieds wird sofort mit der Beschlussfassung 

wirksam. 

7. Der Ausschluss soll dem Mitglied, wenn es bei Beschlussfassung nicht 

anwesend war, durch den Vorstand unverzüglich eingeschrieben 

bekanntgemacht werden. 

 

 

§ 8 Streichung der Mitgliedschaft 

1. Ein Mitglied scheidet außerdem mit Streichung der Mitgliedschaft aus 

dem Verein aus. 

2. Die Streichung der Mitgliedschaft erfolgt, wenn das Mitglied 

mit 6 fortlaufenden Monatsbeiträgen im Rückstand ist und diesen 

Betrag auch nach schriftlicher Mahnung durch den Vorstand 

nicht innerhalb von 3 Monaten von der Absendung der Mahnung an 

voll entrichtet. Die Mahnung muss mit eingeschriebenem Brief an 

die letzte dem Verein bekannte Anschrift des Mitglieds gerichtet sein. 

3. In der Mahnung muss auf die bevorstehende Streichung der 

Mitgliedschaft hingewiesen werden. 

4. Die Mahnung ist auch wirksam, wenn die Sendung als unzustellbar 

zurückkommt. 

5. Die Streichung der Mitgliedschaft erfolgt durch Beschluss des 

Vorstands, der dem betroffenen Mitglied bekanntgemacht wird. 

 

 

§ 9 Mitgliedsbeitrag 

1. Es ist ein Mitgliedsbeitrag zu leisten. 

2. Seine Höhe bestimmt die Mitgliederversammlung. 

3. Der Beitrag ist monatlich im Voraus zu zahlen und für den 

Eintrittsmonat voll zu entrichten. 

4. Eine Aufnahmegebühr wird nicht erhoben. 



 - 4 - 

 

§ 10 Organe des Vereins  

Organe des Vereins sind 

1. der Vorstand (§ 11 und § 12 der Satzung), 

2. die Mitgliederversammlung (§§ 13 bis 17 der Satzung). 

 

 

§ 11 Vorstand 

1. Der Vorstand (§ 26 BGB) besteht aus dem 1. Vorsitzenden, dem 

Schriftführer und dem Kassier. 

2. Je zwei Vorstandsmitglieder vertreten gemeinsam. 

3. Der Vorstand wird durch Beschluss der Mitgliederversammlung auf 

die Dauer von 2 Jahren bestellt. Er bleibt bis zur satzungsgemäßen 

Bestellung des nächsten Vorstands im Amt. 

4. Das Amt eines Mitglieds des Vorstands endet mit seinem Ausscheiden 

aus dem Verein. 

5. Verschiedene Vorstandsämter können nicht in einer Person vereinigt 

werden. 

6. Der Vorstand ist grundsätzlich ehrenamtlich tätig. Die 

Mitgliederversammlung kann eine jährliche, angemessene pauschale 

Tätigkeitsvergütung für Vorstandsmitglieder beschließen.  

 

 

§ 12 Beschränkung der Vertretungsmacht des Vorstands 

Die Vertretungsmacht des Vorstands ist mit Wirkung gegen Dritte in der 

Weise beschränkt (§ 26 Abs. 1 Satz 3 BGB), dass zum Erwerb oder 

Verkauf, zur Belastung und zu allen sonstigen Verfügungen über 

Grundstücke (und grundstücksgleiche Rechte) sowie außerdem zur 

Aufnahme eines Kredits von mehr als 1.000,— (m.W.: eintausend) Euro 

die Zustimmung der Mitgliederversammlung erforderlich ist. 

 

 

§ 13 Berufung der Mitgliederversammlung  

1. Die Mitgliederversammlung ist zu berufen, wenn es das Interesse des 

Vereins erfordert, jedoch mindestens 

a) jährlich einmal, möglichst in den ersten drei Monaten 

des Kalenderjahres, 

b) nach Ausscheiden eines Mitglieds des Vorstands binnen 3 

Monaten. 

2. In dem Jahr, in dem keine Vorstandswahl stattfindet, haben der 

Vorstand der nach Abs. 1 Buchst, a zu berufenden Versammlung einen 

Jahresbericht und eine Jahresabrechnung vorzulegen und die 

Versammlung über die Entlastung des Vorstands Beschluss zu fassen. 
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§ 14 Form der Berufung 

1. Die Mitgliederversammlung ist vom Vorstand schriftlich oder per Email 

unter Einhaltung einer Frist von 2 Wochen zu berufen. 

2. Die Berufung der Versammlung muss den Gegenstand der 

Beschlussfassung (= die Tagesordnung) bezeichnen. 

3. Die Frist beginnt mit dem Tag der Absendung der Einladung an 

die letzte bekannte Mitgliederanschrift. 

 

 

§ 15 Beschlussfähigkeit 

1. Beschlussfähig ist jede ordnungsgemäß berufene 

Mitgliederversammlung. 

2. Zur Beschlussfassung über die Auflösung des Vereins (§ 41 BGB) 

ist die Anwesenheit von zwei Dritteln der Vereinsmitglieder 

erforderlich. 

3. Ist eine zur Beschlussfassung über die Auflösung des Vereins 

einberufene Mitgliederversammlung nach Absatz 2 nicht 

beschlussfähig, so ist vor Ablauf von 4 Wochen seit dem 

Versammlungstag eine weitere Mitgliederversammlung mit derselben 

Tagesordnung einzuberufen. 

4. Die weitere Versammlung darf frühestens 2 Monate nach dem ersten 

Versammlungstag stattfinden, hat aber jedenfalls spätestens 4 Monate 

nach diesem Zeitpunkt zu erfolgen. 

5. Die Einladung zu der weiteren Versammlung hat einen Hinweis 

auf die erleichterte Beschlussfähigkeit (Absatz 3) zu enthalten. 

6. Die neue Versammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der 

erschienenen Vereinsmitglieder beschlussfähig. 

 

 

§ 16 Beschlussfassung 

1. Es wird durch Handzeichen abgestimmt. Auf Antrag von mindestens 

5 der Anwesenden ist schriftlich und geheim abzustimmen. 

2. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der 

erschienenen Mitglieder. 

3. Zu einem Beschluss, der eine Änderung der Satzung enthält, ist 

eine Mehrheit von drei Vierteln der erschienenen Mitglieder 

erforderlich. 

4. Zur Änderung des Zwecks des Vereins (§ 2 der Satzung) ist die 

Zustimmung aller Mitglieder erforderlich; die Zustimmung der 

nicht erschienen Mitglieder muss schriftlich erfolgen. 

5. Zur Beschlussfassung über die Auflösung des Vereins (§ 41 BGB) 

ist eine Mehrheit von vier Fünfteln der erschienenen Mitglieder 

erforderlich. 

6. Stimmenthaltungen zählen für die Mehrheiten der erschienenen 

Mitglieder (Absätze 2, 3 und 5) als NEIN-Stimmen. 

7. Vollmachten sind zugelassen.  
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§ 17 Beurkundung der Versammlungsbeschlüsse 

1. Über die in der Versammlung gefassten Beschlüsse ist eine 

Niederschrift aufzunehmen. 

2. Die Niederschrift ist von dem Vorsitzenden der Versammlung zu 

unterschreiben. Wenn mehrere Vorsitzende tätig waren, unter 

zeichnet der letzte Versammlungsleiter die ganze Niederschrift. 

3. Jedes Vereinsmitglied ist berechtigt, die Niederschrift einzusehen. 

 

 

§ 18 Auflösung des Vereins 

1. Der Verein kann durch Beschluss der Mitgliederversammlung (vgl. 

§ 16 Abs. 5 der Satzung) aufgelöst werden. 

2. Die Liquidation erfolgt durch den Vorstand (§ 11 der Satzung), 

3. Das Vereinsvermögen fällt an  …………………………………….. 

 

 

 

München, den  ................  Unterschriften der Gründungsmitglieder

 (mindestens 7) 
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II. 

Mustersatzung für einen eingetragenen Verein 

 

(nur aus steuerlichen Gründen notwendige Bestimmungen ohne Berücksichtigung 

der vereinsrechtlichen Vorschriften des BGB) 

 

 

§ 1 

Der ............................................................................................ (e.V.) 

mit Sitz in  .............................................................................................  

verfolgt ausschließlich und unmittelbar - gemeinnützige -mildtätige - kirchliche - 

Zwecke (nicht verfolgte Zwecke streichen) im Sinne des Abschnitts 

"Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. 

Zweck des Vereins ist  .........................................................................  

(z.B. die Förderung von Wissenschaft und Forschung, Bildung und Erziehung, 

Kunst und Kultur, des Umwelt-, Landschafts- und Denkmalschutzes, der Jugend- 

und Altenhilfe, des öffentlichen Gesundheitswesens, des Sports, Unterstützung 

hilfsbedürftiger Personen). 

Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch 

 .......................  (z.B. Durchführung wissenschaftlicher Veranstaltungen und 

Forschungsvorhaben, Vergabe von Forschungsaufträgen, Unterhaltung einer 

Schule, einer Erziehungsberatungsstelle, Pflege von Kunstsammlungen, Pflege 

des Liedgutes und des Chorgesanges, Errichtung von Naturschutzgebieten, 

Unterhaltung eines Kindergartens, Kinder-, Jugendheimes, Unterhaltung eines 

Altenheimes, eines Erholungsheimes, Bekämpfung des Drogenmissbrauchs, des 

Lärms, Errichtung von Sportanlagen, Förderung sportlicher Übungen und 

Leistungen). 

 

§ 2 

Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 

Zwecke. 

 

§ 3 

Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 

Die Mitglieder erhalten keine Zuwendung aus Mitteln des Vereins. 

 

 

§ 4 

Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft 

fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt 

werden. 
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§ 5 

Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall seines 

bisherigen Zweckes fällt das Vermögen des Vereins 

a) an - den - die - das -  ............................................................................  

(Bezeichnung einer Körperschaft des öffentlichen Rechts oder einer anderen 

steuerbegünstigten Körperschaft) 

- der - die - das - es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige, 

mildtätige oder kirchliche Zwecke zu verwenden hat, oder 

b) an eine Körperschaft des öffentlichen Rechts oder eine andere 

steuerbegünstigte Körperschaft 

zwecks Verwendung für  ......................................................................  

(Angabe eines bestimmten gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen 

Zwecks, z.B. Förderung von Wissenschaft und Forschung, Bildung und 

Erziehung, der Unterstützung von Personen, 

die im Sinne von § 53 AO 1977 wegen  ...............................................  

bedürftig sind, Unterhaltung des Gotteshauses in  ......................... ). 

 

 

Alternative zu § 5 

Kann aus zwingenden Gründen der künftige Verwendungszweck jetzt noch 

nicht angegeben werden (§ 61 Abs. 2 AO 1977), so kommt folgende 

Bestimmung über die Vermögensbindung in Betracht: 

"Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins ist das Vermögen zu 

steuerbegünstigten Zwecken zu verwenden. 

Beschlüsse über die künftige Verwendung des Vermögens dürfen erst nach 

Einwilligung des Finanzamts ausgeführt werden." 

 


